
922 der Beilagen zu den Stenograpruschen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Ausgedruckt am 4. 2. 1993 

Regierungsvorlage 

ABKOMMEN 

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER­
REICH UND DEM KÖNIGREICH MA­
ROKKO ÜBER DIE FÖRDERUNG UND 

DEN SCHUTZ VON INVESTITIONEN 

Die Republik Österreich und das Königreich 
Marokko, 

im folgenden die "Veruagspaneien" genannt, 

von dem Wunsche geleitet, die winschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen den beiden Staaten zu 
vers~rken , 

in der Erkenntnis der bedeutenden Rolle 
ausländischer Investitionen im winschaftlichen 
Enlwicklungsprozeß und dcs Rechtes jeder Ver­
tragspa.nei, diese Rolle und die Bedingungen 
festzulegen, unter denen ausländische Investitionen 
an diesem Prozeß teilnehmen können, 

in der Erkenntnis der Bedeutung eines zufrieden­
stellenden Investitionsklimas für die Einleitung und 
Aufrechterhaltung eines angemessenen internatio-
nalen Kapitalsiromes, . 

in dem Bestreben, in den beiden Staaten günstige 
Bedingungen für Investitionen zu schaffen und die 
Zusammenarbeit zwischen Investoren der beiden 
Staaten, insbesondere in den Bereichen der 
Technologie, der Industrialisierung -und der Pro­
duktivit1t, zu intensivieren, 

in der Erkenntnis der Notwendigkeit, die 
Investitionen der Investoren der bei den Staaten l.U 

schützen und den Kapitaltransfer im Hinblick auf 
den winschafdichen Wohlstand der beiden Staaten 
zu fördern; 

sind wie fo lgt übereingekommen : 

ARTIKEL 1 

DcflDitionCD 

Für die Zwecke dieses Abkommens 

( I) umfaßt der Begriff "Investi tion" alle Vermö­
genswene und insbesondere, aber nicht ausschließ­
lich: 

a) bewegliche und unbewq;:lichc Sachen sowie: 
sonstige dingliche Rechte, wie Hypotheken, 
Pfandrechte, dingliche Sicherungsrechte, 
Nutzungsrechte und l hnliche Rechte; 

b) Aktien und andere Arten von Beteiligungen 
an Unternehmen; 

c) AnsprUche auf Geld oder Ansprüche auf eine 
Leistung, die einen wirtSchaftlichen Wen hat; 

d) Urheberrechte, gewerbliche Schutzrechte, 
wie Erfinderpatente, Handelsmarken, ge­
werbliche Muster und Modelle sowie Ge­
brauchsmuster, technische Verfahren, Know­
how, Handelsnamen und Goodwill; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen für die 
Aufsuchung und die Gewinnung von Natur­
sch:l.tzen; 

diese Investitionen mUssen in Übereinstimmung mit 
den in den Gastllndern in Kraft stehenden 
Rechtsvorschriften erfolgen; 

(2) bezeichnet der Begriff "Investor"; 
für die Rep.ublik Ö5te:rreich 

a) jede natürliche Person, die die Staatsangehö­
rigkeit der Republik Österreich besitzt und 
eine Investition a,uf dem Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspanei dltigt; 

. b) jede juristische Penon oder Personengesell­
schaft des HandelsrechtS, die in Übereinstim­
mung mil der Gesetzgebung der Republik 
Österreich en ichtet wurde, ihren Sitz im 
Hoheitsgebiet der Republik Österreich hat 
und im HoheitSgebiet der anderen Vertrags­
partei eine Investition ~tigt; 

For das Königreich Marokko 
a) jede natürliche Person, die die marokkanische 

Staatsangehörigkeit in ü bereinstimmung mit 
der im Königreich Marokko in Kraft 
befindlichen Gesetzgebung besitzt und im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspanei 
eine Investition taligt; 

h) jede juristische Person, Personengesellschaft, 
sonstige Vereinigung oder Einrichtung, deren 
Statut auf der marokkanischen Gesetzgebung 
beruht, die ihren Sitz im HoheitSgebiet des 
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2 922. der Beilagen 

Königreiches Marokko hat und im Hoh(:its­
gebiet der anderen Veruagspartei eine Inve­
stition tätigt; 

(3) bezeichnet der Begriff "Erträge" diejenigen 
Beträge, die eine Investition erbringt, und insbeson­
dere, aber nicht ausschließlich Gewinne, Zin:sen, 
Dividenden, Tantiemen, Lizenzgebuhren, dc,ren 
Venragsgrundlagen von den zuständigen Behör­
'den, soweit dies nach Maßgabe der Rechtsvorschrif­
ten des Gastlandes erforderlich ist, genehmigt 
wurden. 

ARTIKEL 2 

Förderung und Schutz von Investitionen 

(I) Jede Veruagspanei förden nach Möglichkeit 
in ihrem Hoheitsgebiet Investitionen von Investoren 
der anderen Venragspanei, läßt diese in Überc:in­
stimmung mit ihren Rechtsvorschriften zu und 
behandelt sie gerecht und billig. 

(2) Investitionen .gemäß Absatz 1 und ihre 
Enräge genießen den vollen Schutz dieses Abkom­
mens. Gleiches gilt, unbeschadet der Bestimmungen 
des Absatzes I, im Falle der Wiederveranlagung _ 
dieser Enräge. 

(3) Die Erweiterung, Verlinderung oder Um­
wandlung einer Investition, die in Übereinstimmung 
mit den im Gastland in Kraft stehenden Rechtsvur­
schriften vorgenommen wurden, gelten als n,eue 
Investition. 

ARTIKEL .3 

Behandlung von Investitionen 

( I) Jede Venragspanei behandelt die Investoren 
d.er anderen Vertragspanei und deren Investitionen 
nicht weniger günstig als die Investoren 1Ion 
Drittstaaten und deren Investitionen. 

(2) Die Bestimmungen dieses Abkommens, eine 
nicht weniger günstige Behandlung zu gewlihren, 
als sie Investoren eines Drittstaates und deren 
Investitionen eingerI umt wurde, können nicht 
dahin gehend ausgelegt werden, daß sie eine 
Venragspanei verpflichten, den Investoren der 
anderen Venragspanei den gegenwänigen oder 
künftigen Voneil einer Behandlung, einer Präferenz_ 
oder eines. Privilegs einzuräumen, wdcher s'iC'h 
ergibt aus 

a) einer Zollunion, einem gemeinsamen Malckt, 
einer Freihandelszone oder der Zugehörigkeit 
zu einer Winschansgemeinschaft, 

b) einer im Rahmen eines bilateralen Investi­
tionsschutzabkommens eingeräumten Inll n­
dergleichbehandlung; 

c) einem internationalen Abkommen oder einer 
bilateralen Vereinbarung auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit über Steuerfragen; 

d) Regelungen zur Erleichterung des Grenzver­
kehrs; 

e) allen Beihilfen, Zuwendungen, Darlehen, 
Versicherungen und Garantien, welche ihren 
eigenen Staatsbürgern oder Gesellschaften im 
Rahmen der Tätigkeiten und Programme der 
nationalen Entwicklung vorbehalten sind. 

ARTIKEL 4 

Enteignung 

(I) Für die Zwecke dieses Artikels bezeichnet der 
Begriff Enteignung auch eine Verstaatlichung oder 
jede andere der Enteignung in ihrer Wirkung und 
Art gleichkommende Maßnahme. 

(2) Die Enteignung der Investitionen von 
Investoren einer Venragspanei darf von der 
anderen Venragspanei nur auf Grund eines 
rechtm:tßigen Verfahrens, gegen Entschädigung, in 
nicht diskriminierender Weise und nur im öffentli­
chen Interesse vorgenommen werden. Die Venrags­
panei, die eine solche Maßnahme getroffen hat, 
leistet dem Anspruchsberechtigten innerhalb ange­
messener Frist eine angemessene und effektive 
Entschädigung, die dem Wen der Investition 
unmittelbar vor dem Zeitpunkt entsprechen muß, in 
dem die Enteignung öffentlich bekannt wurde. 
SpäteStens im Zeitpunkt der Enteignung muß in 
geeigneter Weise für die Festsetzung und uistung 
der Entschädigung Vorsorge getroffen sein. 

(3) Enteignet eine Vertragspanei die Vermögens­
wene einer Gesellschaft, die gemlß Artikel 1 
Absatz 2 dieses Abkommens als ihre eigene 
Gesellschaft anzusehen ist und an welcher ein 
Investor der anderen Vertragspanei Anteile besitzt, 
so wendet sie die Bestimmungen des Absatzes I 
dieses Anikels dergestalt an, daß die angemessene 
Entschädigung dieses Investors sichergesteHt wird. 

(4) Dem Investor steht das Recht zu, die 
Rechtmll.ßigkeit der Enteignung durch die ~uständi­
gen Organe der Vertragspartei, welche die Enteig­
nung veranlaßt hat, überprüfen zu laSsen. 

(5) Dem Investor steht das Recht zu, die Höhe 
der Entsch:tdigung entweder du~ch die zuständigen 
Organe der Vertragspanei, welche die Enteignung 
veranlaßt hat, oder durch das Internationale 
Zentrum für die &ilegung von Investitionsstreitig­
keiten überprüfen zu lassen. 

ARTIKEL 5 

Überweisungen 

( I) Jede Vertagspanei geWährleistet den Investo­
. ren der anderen Vertragspanei ohne ungebührliche 
Verzögerung den Transfer in konvertierbarer 
Währung der im Zusammenhang mit einer Investi­
tion stehenden Zahlungen, insbesondere, aber nicht 
ausschließlich: 
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a) der Investition; 
b) der Enrige; 
c) der Rückzahlung von in Devisen gewährten 

Darlehen; 
d) des Erlöses im Falle vollständiger oder 

teilweiser Liquidation oder Veräußerung der 
Investition; 

c) von Entschldigungen gemlß Artikel 4 Ab· 
satz. 2. 

(2) Die Überweisungen gemäß diesem Artikel 
erfolgen in konvenieroarer Währung zu den 
Wechselkursen, die am Tage der Überweisung 
gelten, 

ARTIKEL 6 

Einullurecht 

Leistet eine Vertragspanei oder eine von ihr hiezu 
ermächtigte Institution einem Investor Zaillungen 
auf Grund einer Garantie Eur eine Investition im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspanei, so 
erkennt diese andere Veruagspanei, unbeschadet 
der Rechte des Investors der erStgenannten 
Veruagspanei gemäß Artikel 8 und der Rechte: der 
cmgenannten Vertragspanei gemäß Artikel 9, di~ 
Üb~nragung all~r R~chte od~r Ansprüche di~s~s 
Inv~stocs kraft G~setz.es oder auf Grund eines 
Rechugesch"ftes auf die erstgenannte Venragspar­
lei an. Die zweitgenannte Venragspanei erkennt 
auch das Eintriturecht der erstgenannten Venrags­
partei in alle diese Rechte oder Ansprüche an, 
welche diese Venragspanei in selben Umfange 
ausüben kann wie der frühere Anspruchsberech­
tigte. Für den Transfer der an die betreffende 
Venragspanei auf Grund der übenragenen Rechte 
zu leistenden Zahlungen gelten Anikel 4 und 
Anikel 5 sinngemäß. 

ARTIKEL 7 

Andere Verpflichtungen 

(I) Ergibt sich aus den RechtsVofSchriften einer 
Veruag'panei oder aus völkerrechtlichen Ver­
pflichtungen, die neben diesem Abkommen zwi­
schen den Venragspaneien bestehen oder in 
Zukunh begrundet werden, eine allgemeine oder 
besondere Regelung, d urch die den Investitionen 
der Investoren der anderen Vertrag$partei eine 
günstigere Behandlung als nach d iesem Abkommen 
zu gewähren iSt, so g~ht diese Regelung d~m 
vorliegenden Abkommen insoweit vor, als sie 
günstiger ist. 

(2) Jed~ Venragspanei halt jede venragliche 
Verpflichtung ein. die sie gegenüber den Investoren 
der anderen V~rtragspanei in bezug auf von ihr 
genehmigte Investitionen in ihrem Hoheitsgebiet 
übernommen hat. 

ARTIKEL. 

Meinunasversc~denbeiteD :aus Investitionen 

(I) Entstehen zwischen einer V~nragspartCi und 
einem Investor der anderen Yertr:agsp:utei Mei­
nungsverschiedenheiten aus einer Investition, 50 

werden diese. soweit wie mtlglich, zwischen den 
Streitpaneien freundschaftlich beigelegt. 

(2) Kann eine solche Meinungsverschiedenheit 
nicht innerhalb von sechs Monaten vom Zeitpunkt 
einl~r schriftlichen Mitteilung von Anspruchen 
L.eigclcgt werden, wird die Meinungsverschieden­
heit auf Antrag der Venragspartei oder des 
Investors der anderen Venragspanei zur Durchfüh­
rung eines Vergleichsverfahrens oder eines Schieds­
verfahrens dem Int~rnationalen Zentrum fü r die 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten, welches 
durch die am 18 . Mllrz 1965 in Washington zur 
Unterzeichnung aufgelegte Konvention über die 
Beilegung von Inve!titionsstreitigkeiten zwischen 
Staa ten und Staau:angehörigell anderer Staaten 
geschaffen ' wurde, unterbreitet. Im Falle eines 
Schiedsverfahrens stimmt j~de Venragsp:anei auch 
ohne Vorliegen einer individuellen Schiedsvereinb:a­
rung zwischen einer Venragspanei und einem 
Investor durch dieses Abkommen unwiderruflich im 
vorhinein zu, solche Meinungsverschiedenheiten 
dem Zentru m zu unterbreiten un·d den Schieds­
spruch als bindend anzuerkennen. Diese Zustim~ 
mung beinhaltet den Verzicht auf das Erfordernis, 
daß das innerstaatliche Verwaltungs- oder Gerichts­
verfahren erschöpft worden ist. 

(3) Die Enucheidung ist endgültig und bindend; 
sie wird nach innerstaatl ichem Recht vollstrCckt; 
jedl: Venragspanei stellt die Anerkennung und 
Dnlchsetzung der Schiedssprüche in Übereinstim­
mung mit ihren einschillgigen RechtsVorschrihen 
sicher. 

(4) Eine Venragspanei, die Streitpanei ist, macht 
in keinem Stadium des Vergleichs- oder Schiedsver­
fahrens oder der Durchsetzung eines Schieds­
spruchs als Einwand geltend, daß der InvestOr, der 
die andere Streitpanei bildet, auf Grund einer 
Garantie bezüglich einiger oder aller seiner Verluste 
eint! Enuch"digunJl: erh:alten hat. 

ARTIKEL 9 

Meinun&svenchiedenheiteo zwischeD deD 
Venraasparteien 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Vefuagspaneien über die Auslegung oder Anwen­
dung dieses Abkommens sollen. soweit wie möglich, 
durch freundschaftliche Verhandlungen beigelegt 
wel~den , 

(2) Kann eine solche Meinungsverschiedenheit 
innerhalb von sechs Monaten nicht beigelegt 
werden, so kann sie auf Verlangen einer Venrags­
panei einem Schiedsgericht unterbreitet werden. 
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(3) D as Schiedsgericht wird von Fall z.u Pali 
gebildet. Jede Veruagspanci bestellt je ein Mitglied. 
Diese: auf diese Weise bestellten heiden Mitglieder 
wählen einen Angehörigen eines Drittst.a.ates . als 
Vorsitzenden des Gerichtes. Die Mitglieder sind 
innerhalb von zwei Monaten, nachdem die eine 
Vertragspanei der anderen mitgeteilt hat, daß sie 
die Meinungsverschiedenheit einem Schiedsgericht 
unterbreiten will, der Vorsitzende innerhalb von 
wei~ren zwei Monaten zu bestellen. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen 
nicht eingehalten, so kann in Ermangdung einer 
anderen Vereinbarung jede Vertragspartei den 
Präsidenten des Internationalen Gerichtshofes bit· 
ten, d ie erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. 
Besitzt der Pr:tsident des Internationalen Gerichts­
hofes die Staatsangehörigkeit einer der beiden 
Venragspaneien oder ist er aus einem ande:ren 
Grund verhinden. diese Funktion wahrzunehmen. 
so kann der Vizepr!l.sident oder, im Falle seiner 
Verhinderung, das dienst~lteste Mitglied des 
Internationalen Gerichtshofes unter denselben Vor­
aussetzungen eingeladen werden, die Ernennungen 
vorzunehmen. 

(5) Das Schiedsgericht regelt .sein Verfahren 
selbst. 

(6) Das Schiedsgericht entscheidet auf Grund 
dieses Abkommens sowie auf Grund der allgemein 
anerkannten Regeln des Völkerrechts. Es entschei­
det mit Stimmenmehrheit; die Entscheidung ist 
endgültig und bindend. 

(7) Jede Venr3gspanei trägt die Kosten ihres 
Mitglieds und ihrer Vertretung in dem Schiedsver­
fahren. Die Kosten des Vorsitzenden sowie die ' 
sonstigen Kosten werden von den beiden Vertr3gs-

paneien zu gleichen Teilen getragen. Das Gericht 
kann jedoch in seiner Entscheidung eine andere 
Kostenregelung treffen. 

ARTIKEL 10 

lnkrafttreten und Dauer 

( I) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation 
und tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, 
der dem Monat folgt, in dem die R2tifikationsur­
kunden ausgetauscht wurden . 

(2) Das Abkommen bleibt zehn Jahre lang in 
Kraft; nach deren Ablauf wird es auf unbegrenzte 
Zeit verlängert, sofern nicht eine der beiden 
Vertragsparteien das Abkommen zwölf Monate vor 
seinem Ablauf schriftlich kündigt. 

(3) Für Investitionen, die vor dem Zeitpunkt des 
Außerkrahtretens dieses Abkommens vorgenom­
men worden sind, gelten d ie Artikel 1 bis 9 noch für 
weitere zehn Jahre vom Tage des Außerkrafttretens 
des Abkommens an. 

GESCHEHEN zu Rabbat, am 2. November 
1992, in zwei Urschriften. jede in deuucher, 
arabischer und fran zösischer Sprache, wo~i jeder 
Wortlaut gleichermaßen authentisch ist. Bei unter­
schiedlicher Auslegung hat der franzÖ.~ische Won­
laut Vorrang. 

Für die Republik Österreich: 

M",k 

Für das Königreich Marokko: 

Filali 
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\. 922 der Beilagen 

ACCORD 
ENTRE LA REPUBLIQUE D'AlITRlCHE 
ET LE ROYAUME DU MAROC RELATIF 
A LA PROMOTION ET A LA PROTEC-

TION DES INVESTISSEMENTS 

La Rtpublique d 'Autricne ct le Royaume du 
Maroc denommts ci·apr~s .. Panies Contraclantes_, 

DeSLrcux de rcnforccr la cooptrauon econo­
mique entre les deux EtatS; 
Rc:connaissant le rOle imponant des invesus· 
semems de capitaux etrangers dans le 
processus du dtveloppement t conomique Ct le 
drait de chaque Panie Contractante de 
dtterminer ce röle Ct cle defißlr ks condition! 
dans lesquellcs [es invesussements ttrangc:rs 
pourraient paniciper:1 ce processus; 
Reconnaissant l'imponance d'un clim:u d'in­
vcstissemein satisfaisant poUt ['hablisseme nt 
Cl le maintien d'un flux internationaf de 
capitaux adtquat ; 
Soucieux de erter des conditions favorables :1 
['investissement des capitaux dans les deux 
Etats el d'intensifier la cooperation entre 
investisseurs des deux Etats notammem dans 
les domaines de la technologie. de l' industria­
lisation et de la productivitc; . 
Reconnaissant la n~cessitC de protcger les 
invesussements des investisseurs des deux 
Etats et de Stimuler les transferts de eapitaux 
en vue de la prosptrite ~conomique des deux 
Etats; 

Sont convenus de ee qui suit: 

ARTICLE I 

Definitions 

Aux fins du pr~sent Aceord: 

1. Le terme .inveslissement .. comprend taUS les 
elements d'actif el nOlamment, mais pas exclusive­
ment: 

a) les biens mobil ien el immobil ieN, ain,; quc 
tous autres droits r~els tels que hypoth~ques. 
gages, sureti!'s reelles, usufru its et droits 
s;milaires; 

b) les actions et autres formes de panieipaticm 
dans des entreprises; 

c) les erhnees mon~taires ct droits 1 tou·te 
prestation ayant unevaleur ~eonomique ; 

d) les droits d'auteur, les droits de propri~tC 
industrielle tels que brevets. marques, eehan­
tillons et mod~les de eommeree ainsi que 
modeles d i!'poses, procedes teehniques, savoi.r­
faire, noms eommerciaux et dientele i 

e) les concessions de droit publie pour la 
prospeeuon et "exploitation de ressourel:s 
naturelles. 

Ces investissemems doivent etre effectues confor­
mement aux lais e t reglements en vigueur dans les 
pays hOtes. 

2. Le terme . investisseur" d6signe: 
Pour la Republique d'Autr1che: 

a) T aute personne physique ayant la nationalite 
de la Rcpublique d'Autr1che .et dfectuant un 
invesussemem SU t le territoire de I'autre Panie 
Conu:actante ; 

b) Toute personne morale 01,1 socielt dc 
personnes de droit commercial, constituce 
conformement lla legidadon de la Republi­
que d'Autriche, ayant son si~gc sur le 
tcrritoire de la Ri!'publique d 'Autriche et 
effectuant un investissement sur le territoire 
de I'autre P anie Contractante. 

Pour le Royaume du Maroc: 
a) Toute personne physique ayant la nationaliti!' 

marocainf: en vertu de la I~gislauon ~n vigueur 
au Royaume du Maroc et effectuam un 
investissement sur le tcrritoire de I'autre Panie 
Contraetame; 

b) Toute personne morale, soc i et~ de personnes, 
autre association ou emite dont le statut 
decoulc dc la Ie:gis lation marocaine, ayant son 
si~ge sur le territoire du Royaumc du Maroc 
et effectuant un investissement sur le territoire 
dc l'autre Panie Contractante. 

3. Le terme . revenus .. d~signe les montants 
rapponts par un iuvcstisscment, et notamment, mais 
pas exclusivement les b~ntfices, inrerets, dividendes, 
tanti~mes. redevances de licence dont les contrats 
ont ete approuvh par les autorit~S competentcs dans 
la mesure OU la reglememation du pays höte I'exige. 

ARTICLE 2 

Promotion el p~otcction des invcsUssemeots 

I. Chaeune des Panies Contractantcs encourage 
sur son territoire. dans la mesure du possible, les 
invenissements des investisscurs de J'autrC Partie 
Contractante, admet ees invesussements conforme­
ment i sa legislation el les traite de mani~re juSte et 
~quitable. 

2. Les investissement.$ menuonnts au para­
graphc 1 ct leurs revenus jouissent dc la pleine 
protection de cet Aecord. Sans prejudiee des 
dispositions du p3.ragraphe I, le meme traitement 
s'applique en cu de reinvestimment des-dits 
revenus. 

3. L'cxtension, la modification ou la transforma­
tion d'un investissementi effecurees conformement 
aux lais Cl r~glements en vigueur dans le pays hOte, 
sont considerees comme un nouve! investissement. 
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ARTIClE J 

Tnitemc:nt" des iovescissemcots 

1. Chacune des Panies Contractantcs traite les 
invesusscurs dc ['autrt Pan ie ConU"a~ntc ed euts 
investissemenu de fa~on non moins favorab le que 
les invesusscurs cl'Etats t iers Cl leurs investissements. 

2. Les dispositions du prtscm Accord relatives a 
I'application d'un tf'2itement non moins favorable 
que ceJui qui a tti: accorde :!oux investisseurs de toUt 

Eut tiers, oe sem pas intcrprhees de fa~n a obligee 
une Partie Contractantc a hendrc aux investisseurs 
de l'autre Panie Contractante les avantages ou tout 
trailement, prtfhence ou privilege presems ou 
futurs resu lunt: 

a) d 'une union douaniei"e, d'u D marche commun, 
d'une zone de Jibre tchange, ou de l'apparte­
nance a une communauu~ tconomiquc; 

b) de I'octroi du traitement national dans le 
cadre d'un accord bilattnl eo mati~re 
d 'investissements; 

c) d'un accord international ou d'un arrange­
ment bilathai sur la base de la reciprocitt en 
mati~re fiscale; 

d) des rtglementations destinees a faciliter le 
traficfrontalier; . 

e) de toutes aides. dons, prets, assurances et 
garanties reservh 1 ses propres ressortissants 
ou socittts dans le cadre des activires et des 
programmes de dtveloppcment national. 

ARTICLE .. 

Expropriation 

1. Aux fins du prhent Anicle le terme 
expropriation dtsigne egalement une nationalisauon 
ou toute autre mesure ayant le meme effet ou le 
meme caracthe. 

2. L'expropriation ne pourrait t u e decidee par 
I'une des Parties Contractantes a l'encontre des 
investissements des invesusseurs de l'auue Partie 
Conuactante que si elle est conforme aux 
prescriptions legales el conue indemnisation et ne 
devrait elre ni discriminatoire, ni motivee par des 
raisons autres que I'util itt publique. La Partie 
Contractante ayant pris une te ile mesure versera 1 
"ayant droit, dans un delai raisonnable, une 
indemnite adequate el effeetive. laqueJle doit 
correspondre a la valeur de I' investissement 
immediatement antfrieure au moment oll I'expro­
priation devient connue dans le public. Les 
dispositions pour la fixation et le paiement de 
l'indemnitt devront t ue prises d'une maniere 
adequate au plu$ tard au moment de l'expropriauon. 

J . Lorsqu'une Partie Contraetante exproprie les 
elements d'actif d'une socitte, qui, en applicauon 
des dispositions de l'Anicle t paragraphe 2, du 
present Accord, est consideree comme ttant sa 

propre seeiete et dans laquelle I'investisseur de 
l'a utre Pan ie Contractante detient des droits de 
panicipation, elle applique les dispositions du 
paragraphe 1 cle cet Anicle de sone que I'indemni­
sation appropriee de cel investisseur soit assuree. 

4. L'investisseur a droil :1 ce que la legalitt de 
I'expropriation soit examinee par les autoritts 
co mpetentes de la Partie Contractante qui a initie 
I'expropriation. 

5. L'investisseur a droit :1 ce que le montant de 
I'indemnit~ soit examine soit par lcs autorites 
competentes' de la Panie Contractante qui a decidt 
I'expropriation soit par le Centre International pour 
le R~glement des Diffhends relatifs aux Investisse­
m~~nts. 

ARTICLE S 

TtaJlsferu 

1. Chacune des Parties Contractantes garantit aux 
in .... estisseurs de I'autre Partie Contractante, sam 
dHai injustifie, le transfert en monnaie convenible 
des paiements relaliEs .1 un invesussement, el 
notamment, mais pu exclusivement: 

a) de I'investissement; 
b) des revenus; 
c) du rembourscmelll des preu financl:5 eo 

devises; 
d) du produit en cas de liquidation ou vente 

totales ou panielies de l'investissement ; 
e) des indemniteS visees i l'AnicJe" para­

graphe 2. 

2. Les transferts vises a cet Anicle sont effeetues 
en monnaie convertible aux taux de change 
applicables le jour du transfen. 

ARTICLE 6 

SubrogatioD 

Lorsqu'une Panie Contraetante ou une institu­
tion autorisee p:tr celle-ci effeclue des paiements :l 
un investisseur en venu d'une garantie pour un 
invcnissemcnt ,ur le tcrritoirc dc I'autre Panie 
Contractante, cctte autre Partie Contractante 
reconnait. sans prtjudice des draits de J'invescisseur 
dc la premi~re Panie Contractante en vertu de 
l'Article 8 el des droits de la premitre Panie 
Contraetanie eo vertu de l'Aniell'! 9, le uansfen de 
toUS les droits ou titteS cle cet investissc:ur pat voie 
legale ou contraetuelle :l la premiere Partie 
Contractante. En outfe, I'autre Partie Contractante 
reconnait la subrogation de Ja premi~re Comrac­
tante dans tous ces droits ou litres, que la premiere 
Panie Contractante a droit d'exercer dans la meme 
mesure que son predtcesseur eo droit. Pour le 
transfen des paiements dus ala Panie Contractante 
re:spective en vertu des droits subrogts I'Anicie 4 et 
l'Articie 5 s'appliquent par analogie. 
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ARTICLE 7 

Autres obligatioDs 

I. Si la legislation de I'une des Parties 
Contractames ou des obligations de droit interna­
tional, qui existent parallelemem au present Accord 
entre les Parties Contractantes ou qui serc,nt 
contractees entre elles dans l'avenir, prevoient un 
reglement de caraCltre general ou particulier, sekm 
lequelles investissements des investisseurs de I'autre 
Partie Contractante serom traitts plus favorable­
ment qu'en vertu du prtsent Accqrd, ce reglemc,nt 
prtvaut sur le prbent Accord, en lant qu'il soit plus 
favorable. . 

2. Chacune des Parties Contractantes respecte 
toute obligation contractuelle qu'elle a souscritc· a 
['egard des investisseurs .de J'autre Partie Contra.c­
tante relativ.e ~ des investissements qu'elle a admis 
sur son terntolte. 

ARTICLE 8 

Reglements des differends relatifs aux 
lnVeSWsements 

1. Si des difftrends celatifs a un investissement 
surgissent entre une Partie Contractante er un 
investisseue de I'autee Partie Contractante, ils 
seront, aUl<lnl que possible, regles a I'amiable entre 
les parties en litige. 

2. Si un tel differend ne peut hre regle dans les !:ix 
mois suivant une notification eerite de revendica­
tions, le differend sera soumis, a la requcte de la 
Partie Contractante ou de J'investisseur de I'autre 
Partie Contractante, a la eonciliation oli a 
l'arbitrage du Centre International pour le Regle­
ment des Differends relatifs aux Investissements 
(CIRDI), cr~ par la Convention pour le Reglement 
des Differends relatifs aux Investissements entre 
Etats et .Ressortissants d'autres Etats, ouverte i la 
signature a Washington le 18 mars 1965. En cas 
d'arbitrage, chaeune des Parties Contractantes 
consent, par le present Accord, irrevocablement I:n 
avance; meme en I'absence d'une Convention 
d'arbitrage individuelle entre une P:ucie Contrac­
tante et un investisseur, a soumettre de tds 
differends au Centre et :l. accepter 1a decisinn 
arbitrale comme obligatoire. Ce consentement 
implique la renonciation i exiger que les recou.rs 
internes administratifs ou judiciaires soient epuisc~s . 

3. La decision est definitive c t obligatoire, elle sera 
exeeutte selon la legislation nationale; chaque 
Panie ContraClante garamit la reconn·aissance et 
I'execution des decisions arbitrales conformement. :i 
u. legislation. 

4. Une Partie Contractante, panie :i un di·fferend, 
ne souleve d'objection, i aucun stade de [a 
procedure de coneiliation ou d'arbitrage ou 11e 
I'execution d'une decision arbitrale, du fa it que 

I'investisseur, partie adverse au differend, ait pen;:u 
une indemnitt couvrant tout ou panie de ses pertes 
en vertu d'unegarantie. 

ARllCLE 9 

Differ-ends entre les Panies Contractantes 

1. Les differends entre les Parties Contractantes 
rdatifs :l. I'interpretation ou :l. I'application du 
preSent Accord doivent i! tre regles, autant que 
possible, par des negoeiations :i I'amiable. 

2. Si un td differend ne peut ~tre regle dans un 
delai de six mois, il peut ttre soumis, :i la demande 
de I'une des Panies Contraetantes, .i un tribunal 
d'arbitrage. 

3. Le tribunal d'arbitrage sera constirue ad hoc de 
fa~n que chaque Panie Contracunte designe un 
membre. Les deux membres ainsi dcsignes choisis­
sent un ressortissant d'un Etat tiers comme 
President du tribunal. Les membres doivent etre 
dtsignes dans les deux mois apres que I'une des 
Panies Contractantes ait fait part al'autre Panie de 
son intention de soumettre le differend :i un tribunal 
d 'arbitrage. Le President doit ctre designe dans un 
delai supp[ementaire de deux mois. 

4. Si les delais fix es au paragraphe 3 ne sont pas 
observes, chaque Partie Contractante peut, i defaut 
d'un autre arrangement, inviter le President de la 
Cour Internationale de Justice :l. proceder aux 
designations necessaires. Si le President de la Cour 
Internationale de Justice possede la nationalite de 
I'une des Parties Contractantes ou s' il est autrement 
emptche d'exercer cette fonetion, le Vice-President 
ou, en cas de san empcchement, le plus anclen 
membre de la Cour Internationale de Justice peut 
etre invite sous les mtmes conditions i proceder aux 
designations. . 

5. Le tribunal d'arbitrage fixe lui-mcme sa 
proctdure. 

6. Le tribunal d'arbitrage statue sur Ja base du 
present Accord ainsi que sur la base des regles de 
droit international generalement reconnues. Il 
prend sa decision a la majontt des voix; 1a decision 
est definitive et obligatoire. 

7. Chaque Panie Contcactante suppone les frais 
de son membre et de sa representation dans la 
proctdure· d'arbitrage. 

Lcs frais du Prt:~ident ainsi que lcs autres frais 
sont supportCs a pans egales par les Parties 
Contractantes. Le tribunal peut toutefois fixer dans 
sa decision une autre repartition des frais. 

ARllCLE 10 

E~trie en vigueur et periode de va.li~te 

I . Le present Accord sera soumis :l. 130 ratification 
et entrera en vigueur le premier jour du troisieme 
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mois qui suivra le mois. au cours duquel les 
instrumenu de ratification auront ttt tchangts. 

2. Le prbent Accord reste en vigueur pour une 
duree de dix ans ; apr~s l'expiration de cette periode 
il sera proroge pour une duue illimitte, a moins que 
I'une des deux Panies Contractantes ne denonce 
J'Accord par tcrit au moin~ douze mois avant son 
expiration. 

3. Pour Jes investissements eHectues jusqu'a Ja 
date d'cxpiration du present Accord, 1es Artides 1 a 
9 resteront en vigueur pour une periode suppJemen· 

lai re de dix ans, a compter du jour de J'cxpiration de 
J'Accord. 

Fait a Rabal. le 2 novembre 1992 en deux 
o riginaux, en langues allemande. arabe el fran9lise . 
chaque texte faisant egalement loi. En ca! de 
divergence, le texte fran~ais prfv~udra. 

Pour Ja Republique d'Auu-iche: 

Mod 

POUT Je ROYllume du Maroc: 

Fdali 
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VORBUlT 

Problem: 

Die Förderung und der Schutz von InveStitionen im Ausland wird von den innerstaatlichen 
Rechtsnormen des ausländischen Staates geregelt, ohne daß der Heimat- oder Sitzstaat des Investors ein 
Recht hat, Schutzfunktionen auszuüben. Dies kann sich hemmend auf die im beiderseitigen Interesse 
liegende Invcsutionshereitschaft auswirken. 

ProblemJösuDg: 

Das vorl iegende Abkommen hatdit Förderung und den Schutz von Investitionen zum Gegenstand und 
regdtauf der Grundlage der Gegenseitigkeit va. die Entschädigungspflicht bei Enteignungen, die Frage von 
Überweisungen und Formen der Streitbeilegung. Das Abkommen beruht auf dem Prinzip der 
Meistbego nstigung - ausgenommen Voneile, die sich aus Integrationsmaßnahmen ull. ergeben. Auf Grund 
dieses Venragsinstrumenu:s ist jede Venragspanei in der Lage, die Rechte ihres Investors im 
InvesLiLionsland sicher7.uste ll ~n und zu venreten. 

A1temativen : 

K eine. 

Kosten: 

K eine. Mit der Vollziehung des Abkommens ist weder ein vermehner SachauFwand noch ein 
zusätzlicher Personalaufwand verbunden. 

EG-Konfonnitlt: 

Die Vereinbarkeit mit bestehenden EG-Regelungen ist gegeben. 
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Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

Das gegenständliche Abkommen ist geSetzän­
demd bzw. gesetzesergänzend und bedarf daher 
gemäß Anikel 50 Alls. 1 B-VG der Genehmigung 
durch den N ationalrat. Da das Abkommen auch 
Angelegenheiten, die den selbständigen Wirkungs­
bereich der Länder betreffen, regelt, bedarf es 
gemäß Anikel 50 Abs. 1 zweiter Satz B-vq auch 
der Zustimmung des Bundesrates. Es hat nicht­
politischen Charakter und ist der unmittelbaren 
Anwendung Im innerstaatlichen Rechtsbereich 
zugänglich, sodaß eine Erlassung von Gesetzen 
gemäß Anikel SO Abs. 2 B-VG nicht erforderlich ist. 
Das Abkommen enthält keine verfassungsändern­
den Bestimmungen. Die einzelnen EG-Mitglied­
Staaten schließen analoge Abkommen mit Drittlän­
dem ab, sodaß die Vereinbarkeit mit bestehenden 
EG-Regelungen gegeben erscheint. 

Investitionsschutz.abkommen werden üblicher­
weise zwischen Industriestaaten einerseits und 
Schwellen- und Entwicklungsländern andererseits 
abgeschlossen. Ihr Ziel ist es, InvestitionStätigkeit zu 
fördern und getätigte Investitionen zu schützen. Es 
liegt in den wirtschaftlichen Gegebenheiten, daß 
Investitionen in erSter Linie von den Industriestaa­
ten in die Schwellen- und Entwicklung'sländer 
fließen. Es ist aber nicht auszuschließen, daß der 
Investitionsfluß auch eine umgekehne Richtung 
nimmt. Ein Industriestaat muß daher grundSätzlich 
bei der Verhandlung solcher Abkommen auf diese 
Möglichkeit im Lichte seiner eigenen WirtSchafts­
Struktur sowie seiner Gesetzgebung Bedacht neh­
men. 

Da d ie Grundaufgabe von Investitionsschutzab­
kommen in jedem Fall die gleiche ist und da die von 
ÖSterreich angestrebten Investitionsschutzabkom­
men im Regelfall ausgehend von einem (von einem 
OECD-Basisemwurf abgeleiteten) ö~terreichiKhen 
Mustervertrag verhandelt werden, sind die Abkom­
mensinhalte einander in hohem Maße ähnlich bis 
identisch. Größere Abweichungen ergeben sich in 
der Regel bei Fragen der Streitbeilegung zwischen 
einer Venr~gsp~ne i urid einem Inve~tor und bei den 
Modalitäten des Devisentransfers. 

In Entsprechung des österreichischen Mustervec+ 
trages sichern sich die Vertragspaneien die 
Meistbegünstigung zu. 

Es kann erwa rte t werden, daß die österreichische 
Wirtschaft in Zukunft von der Möglichkeit zu 
Investitionstätigkeiten In Marokko Gebrauch 
macht. Auch auf marokkanischer Seite besteht 
Interesse an Investitionen aus Österreich sowie die 
Be·reitschaft, durch entsprechende inner~taatliche 
Regelungen ausländische Invcstitionstätigkeit zu 
fö:rdem. Z iel des gegenständlichen Abkommens ist 
es, die österreichischen Firmen bei ihren Inveni­
tionsbemühungen in Marokko zu unterstützen und 
sie gegen dabei allenfalls entstehende Risiken 
abzusichern. 

Besondere Bedeutung ko mmt der Regelung der 
Entschädigung im Falle der Verstaatlichung oder 
jeder sonstigen Maßnahme mit einer der Enteig­
'nUllg gleichkommenden Wirkung zu. Einen wichti­
gen Vcrtragsbestandteil bilden ferner die Bestim­
mungen betreffend den Transfer von Erträgen aus 
In'vestitionen, von RUckzahlungen von in Devisen 
gewähnen Darlehen, von Erlösen aus deren 
Liquidation oder Veräußerung und "Von Entschädi­
gu ngen im EnteignungsfalL 

Das Abkommen sieht die Befassung·des Interna­
ticmalen Zemrums fü r die Beilegung von Investi­
ticmsstreitigkeiten bei Streitigkeiten zwischen einem 
Investor und einem Vertragsstaat vor. Für Mei­
nungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspar­
tei.en ',hinsichtlich der Interpretation und Anwen­
dl:mg dieses Abkommens ist ein Schiedsverfahren 

, vorgesehen. 

11. Besonderer Teil 

PI"äambcl 

Diese enthält im wesentlichen die Motive der 
vertragschließenden Parteien. 

Artikel t 

Dieser Anikel dient dazu, die im Abkommen 
vc,rkommenden wesentlichen Begriffsinhalte zu 
ddinieren. 

Der Begriff "Investition" ist sowohl inhaltlich als 
al:lch durch eine umfangreiche, wenn auch nicht 
erschöpfende Aufzählung von Vermögenswenen 
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definiert. Die Aufzählung folgt einem internationa­
len Sundard. 

Der Begriff "Investor" wird in bezug auf die 
Vemagspaneien in zweierlei Weise defi niert: im 
Falle natürl icher Personen durch die Staatsangehö­
rigkeit, im Falle juristischer Personen usw. entspre­
chend der in Österreich vorherrschenden Sitzmeo­
n eo 

Die Definition der' "Erträge" im Absat:~ 3 
entspricht sowohl inhaltlich als auch in der 
demonstrativen Aub.ählung internationaler Prax i~l . 

Artikel 2 

umfaßt sowohl die Förderung als auch den Schutz 
von Investitionen. 

Absatz I enthält eine Venragsbestimmung all ll;e­
meiner Natur. Konkrete Maßnahmen sind nicht 
angesprochen, vielmehr ist den Veruagsparteien hei 
der Gestaltung dieser Maßnahmen, unter d:er 
Bedingung der Gerechtigkeit und Billigkeit, fn~ie 
Hand zu gelassen. Die Z uJässigkeit von Investiti o­
nen wird dabei an die Gesetzgebung der jeweiligen 
Venragspanei gebunden. 

Absatz 2 beinhaltet die Schutzgarantie d.es 
Abkommens fü r Investitionen und ihre Eruäge. 

Artikel J 

enthält das Prinzip der Meistbegünstigung. 

Absatz 2 fixien die Ausnahmen vom Prinzip der 
MeisthegOnstigung (Zollunion, gemeinsamer 
Markt, Freihandelszone, Zugehörigkeit zu einer 
Winschaftsgemeinschaft ; eine im Rahmen eines 
bilateralen Investitionsschutzabkommens einge­
räumte Inländergleichbehandlung; Grenzverkehr ; 
Nichtanwendung auf Steuerfragen; Beihilfen, Zu­
wendungen, Darlehen usw. im Rahmen vi)n 
Tätigkeiten und Programmen der nationalen 
Entwicklung). 

Artikel .. 

behandelt Fragen der Entschädigung und ist somit 
als einer der wichtigsten Artikel des Abkommens 
anzusehen. 

In Absatz 2 und 3 wird die in Absatz 1 definierte 
Enteignung durch Bindung an drei Bedingungl~n 
hinsichtl ich ihrer Anwendbarkeit wesentlich einge­
grenzt. Sie darf nur 

I . im öffentlichen Interesse, 
2. unter Einhaltung eines rechtmäßigen Verfah­

rens und 
3. gegen Bezahlung einer Entschädigung 

erfolgen. 

Die Entschädigungspflicht ist so f6rmulien, daß 
sie eine weitestgehende Wensicherung und Ver­
wenbarkeit für die betroffenen Vermögenswene 
garantien. 

Absatz I bestimmt, daß der Begriff "Enteignung" 
eine Verstaatlichung oder jede sonstige Maßnahme 
mit einer der Enteignung gleichkommenden Wir­
kung bezeichnet. 

Absatz 2 schreibt fest, daß die Entschädigung 
dem realen Wen der Investition unmittelbar vor 
dem Zeitpunkt entsprechen muß, in dem die 
tatsächliche Maßnahme der Enteignung gesetzt 
oder die bevorstehende Enteignung öffentlich 
bekannt wurde. 

Absatz 3 bestimmt, daß der Absatz 2 auch Im 
Falle der Enteignung einer Gesellschaft Anwendung 
findet, an welcher ein Investor der anderen 
Veruagspanei Anteile besitzt. 

Absatz" räumt dem Investor das Recht ein, die 
Rechtmäßigkeit der Enteignung durch die zuständi­
gen Organe der Vertragspartei, welche die Enteig­
nung veranlaßt hat, Uberpr1lfen z u l:usen. 

Absatz 5 räumt dem Investor das Recht ein, die 
H öhe der Entschädigung durch das zuständige 
O rgan der enteignenden Vertragspanei oder durch 
das Internationale Zentrum für die Beilegung von 
Investitionsstreiiigkeiten überprüfen zu lassen. 

Artikel 5 

bildet eine notwendige und klarstellende Ergänzung 
zu den vorangegangenen Artikeln, insbesondere zu 
den Artikeln 3 und 4, insofern er das Verfügungs­
bzw. Repatriierungsrecht des Investors über alle 
vorher genannten Vermögenswene durch Regelung 
der Überweisbarkeit von Zahlungen aus dem 
Hoheitsgebiet einer Veruagspartei garantien. 

Absatz 1 garantien den freien Transfer ohne 
ungebührliche Verzögerung in konvenierbarer 
Währung fUr Zahlungen . im Zusammenhang mit 
einer Investition, und zwar insbesondere fUr 
Investitionsenräge, Rückzahlungen von in Devisen 
gewähnen Darlehen, Erlöse aus Liquidation oder 
Veräußerung, und Entschädigung. 

Absatz 2 definiert die bei Überweisungen :ln7.U_ 
wendenden Wechselkurse. 

Artikel 6 

Da Investitionen seitens öffentlicher Stellen des 
Staates, dem der Invesl.Of alll)chöft, vielfach mit 
Garantien ausgestattet werden, sicht dieser Artikel 
vor, daß der Garantiegeber in die Rechte des 
Garantienehmers eintreten kann, um von d iesem auf 
ihn übergegangene Anspruche aus dem vorliegen­
den Vertrag geltend zu machen. 

Artikel 7 

Ergibt sich laut Absatz (1) aus einer Rechtsvor­
schrift einer Venragspartei oder aus einer völker-
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rechtlichen Verpflichtung zwischen den Vertrags­
paneien eine günstigere Behandlung, als sie das 
Abkommen vorsieht, so geht diese Regelung dem 
Abkommen insoweit vor, als sie gOnstiger ist. 

Absatz (2) erlegt den Venragspaneien die 
Beachtung der von ihnen übernommenen Ver­
pflichtungen in bezug auf genehmigte Investitio­
nen auf. 

A:tikel 8 

regelt die Beilegung von Meinungsverschiedenhei­
ten aus einer Investition zwischen dem Inveswr 
einer Venragspanei und der anderen Venragspanei 
durch ' die Möglichkeit, bei Scheitern auf dem 
Verhandlungswege nach sechs Monaten die Mei­
nungsverschiedenheit auf Antrag der Veruagspanei 
oder des Investors der anderen Veruagspanei dem 

Internationalen Zentrum für die Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten zu unterbreiten. 

A.rtikel , 

behandelt Streitigkeiten über die Auslegung und 
A.nwendung des vorliegenden Venrages zwischen 
den Venragspaneien. 

Attikel 10 

stipulien die Ratifikationsbcdürftigkeit. Die Ab­
kommensdauer wird mit zehn Jahren ab dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens festgelegt, erfährt 
jedoch eine automatische Verlängerung auf unbe­
grenzte Zeit, sofern keine der Vertragspaneien 
unter den normierten Bedingungen eine Kündigung 
ausspricht. 
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